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Aktionen freien Welt erfordert das Primat des Völkerrechts, 
d. h. die strikte Verbindlichkeit des Völkerrechts für alle 
Staaten in ihren gegenseitigen Beziehungen.3 Diesem Ziel 
dient auch die einstimmig angenommene „Deklaration zur 
Verhütung und Beseitigung von Streitfällen und Situationen, 
die den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
bedrohen können, sowie zur Rolle der Organisation der Ver­
einten Nationen auf diesem Gebiet“ (Resolution 43/51 der 
UN-Vollversammlung) vom 5. Dezember 1988.

Dieses Dokument ist nach der Deklaration über die Prin­
zipien des Völkerrechts betreffend die freundschaftlichen 
Beziehungen und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
in Übereinstimmung mit der UN-Charta vom 24. Oktober 
19704, der Manila-Deklaration über die friedliche Beilegung 
von internationalen Streitfällen (Resolution 37/10) vom
15. November 19825 und der Deklaration über die Erhöhung 
der Wirksamkeit des Prinzips der Nichtandrohung und 
-anwendung von Gewalt in den internationalen Beziehungen 
(Resolution 42/22) vom 18. November 19876 die vierte Dekla­
ration, in der alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
die Grundprinzipien der UN-Charta einvernehmlich inter­
pretieren und durch neue Elemente bereichern.

In der Deklaration wird der Grundsatz bekräftigt, daß die 
Staaten sowohl innerhalb als auch außerhalb der Vereinten 
Nationen die Hauptverantwortung für die Verhinderung 
und Beseitigung von Streitfällen tragen. Sie wurden feierlich 
aufgerufen, insbesondere durch die Erfüllung ihrer völker­
rechtlichen Verpflichtungen nach Treu und Glauben so zu 
handeln, daß sie in ihren internationalen Beziehungen die 
Entstehung oder Verschärfung von Streitfällen oder Situa­
tionen verhindern, die zu einer Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit führen können. Dazu 
sollen die Staaten ihre Beziehungen auf der Grundlage der 
souveränen Gleichheit der Staaten und so entwickeln, daß 
die Wirksamkeit des kollektiven Sicherheitssystems durch 
die effektive Verwirklichung der Festlegungen der UN-Charta 
erhöht wird. Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Staaten sollen primär durch bi- oder multilaterale Konsulta­
tionen einer einvernehmlichen Lösung zugeführt werden. 
Diese Konsultationen sind das geeignetste Mittel, um An­
sichten, Positionen und Interessen anderer Staaten besser 
zu verstehen und daraus Schlüsse für die eigene Politik zu 
ziehen.

Die Deklaration behandelt ferner die Möglichkeiten des 
Sicherheitsrates, der Vollversammlung und des Generalsekre­
tärs der Vereinten Nationen zur Verhinderung und Beilegung 
von Streitfällen oder Situationen, die zur Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit führen 
können.

Dem UN-Sicherheitsrat, der die vorrangige Verantwor­
tung für die Erhaltung des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit trägt, wird empfohlen, von Zeit zu Zeit 
Sitzungen, einschließlich solcher auf hoher Ebene, insbeson­
dere unter Beteiligung der Außenminister, oder Konsulta­
tionen durchzuführen, auf denen die internationale Situation 
erörtert und nach Wegen gesucht wird, sie zu verbessern. 
Wird dem Sicherheitsrat ein spezifischer Streitfall zur 
Kenntnis gebracht, ohne daß eine formelle Sitzung beantragt 
wird, so werden Konsultationen empfohlen, in denen der 
Sicherheitsrat die diesem Streitfall zugrunde liegenden Um­
stände prüft und den Streitfall weiterhin beobachtet, wenn 
notwendig mit Unterstützung des UN-Generalsekretärs. In 
diesen Konsultationen soll auch von informellen Methoden, 
einschließlich vertraulicher Kontakte des Präsidenten des 
Sicherheitsrates, Gebrauch gemacht werden. Der Sicherheits­
rat soll bei einem Streitfall oder einer Situation, die den 
Frieden bedrohen kann, in einem frühen Stadium Untersu­
chungsmissionen, Missionen der guten Dienste oder andere 
Formen der Präsenz der Vereinten Nationen, einschließlich 
Beobachter oder friedenserhaltende Operationen, in Erwä­
gung ziehen, um eine weitere Verschärfung des Streitfalles 
oder der Situation zu verhindern.

Der UN-Vollversammlung wird empfohlen, in Überein­
stimmung mit der UN-Charta Streitfälle oder friedensbe­
drohende Situationen zu erörtern und — vorausgesetzt, daß 
sich nicht der Sicherheitsrat bereits mit dieser Angelegenheit

beschäftigt — auch Empfehlungen zur Lösung des Problems zu 
erteilen. Sicherheitsrat und Vollversammlung sollen bei 
regionalen Streitfällen die beteiligten Staaten ermutigen, 
durch regionale Übereinkommen oder durch Regionalorgane 
zur Verhütung oder Lösung dieser Streitfälle beizutragen.

Beide Hauptorgane der Vereinten Nationen werden aufge­
fordert, die Möglichkeit der Erstattung von Gutachten zu 
Rechtsfragen durch den Internationalen Gerichtshof zu 
prüfen.

Wenden sich die an einem Konflikt beteiligten Staaten an 
den UN-Generalsekretär, so soll er schnell reagieren und 
seine guten Dienste oder andere ihm zur Verfügung stehende 
Mittel zur Lösung des betreffenden Streitfalls anbieten. Dort, 
wo es angebracht ist, soll er mit Zustimmung der Gastländer 
Untersuchungsmissionen in Gebiete entsenden, in denen ein 
Streitfall oder eine friedensbedrohende Situation besteht.

Insgesamt verweist die Deklaration auf den breiten 
politischen und rechtlichen Handlungsspielraum, die die 
Hauptorgane der Vereinten Nationen gemäß der UN-Charta 
bei der Konfliktverhütung und -lösung haben, und fordert 
dazu auf, dieses friedensfördemde Potential der Vereinten 
Nationen im Interesse aller Staaten voll zu erschließen.

Die nächsten Aufgaben des Sonderausschusses 
für die UN-Charta

Nachdem der „Sonderausschuß für die Charta der Vereinten 
Nationen und die Stärkung der Rolle der Organisation“7 seine 
Arbeiten an der Deklaration zur Verhütung und Beseitigung 
von Streitfällen nun erfolgreich abgeschlossen hat, erörterte 
der Rechtsausschuß die nächsten Aufgaben des Sonderaus­
schusses. Dabei erwies' sich das von der UdSSR am 
22. September 1988 unterbreitete Aide-memoire „Zu umfas­
sender Sicherheit durch die Stärkung der Rolle der Vereinten 
Nationen“ als eine konstruktive Orientierung.8 Im Ergebnis 
der Diskussion im Rechtsausschuß nahm die Vollversamm­
lung am 9. Dezember 1988 ohne Abstimmung die Resolu­
tion 43/170 an, in der das weitere Arbeitsprogramm für den 
Sonderausschuß formuliert ist.

Der Sonderausschuß wurde verpflichtet, den mit der 
Erhaltung des Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit verbundenen Fragen in seiner Tätigkeit weiterhin 
Priorität einzuräumen. Dazu wurde dem Ausschuß die Auf­
gabe übertragen, Vorschläge für Untersuchungsaktivitäten 
(fact-finding activities) der Vereinten Nationen zu erörtern. 
Im Aide-memoire der UdSSR wurde auf die positiven Erfah­
rungen mit friedenserhaltenden Operationen der Vereinten 
Nationen in jüngster Zeit verwiesen und dazu auf gef ordert, 
diese Tätigkeiten weiter zu entwickeln und auf eine solidere 
rechtliche und finanzielle Grundlage zu stellen. In diesem Zu­
sammenhang wurde u. a. auf die Möglichkeit hingewiesen, 
daß die Vollversammlung im Einvernehmen mit dem Sicher­
heitsrat und mit Zustimmung der betreffenden Länder zivile, 
militärische oder gemischte Beobach tungs- und Unter­
suchungskommissionen (fact-finding missions) entsendet, um 
mögliche Konfliktfälle zu verhindern.

Der Sonderausschuß wurde darüber hinaus aufgefordert, 
die Arbeiten zur friedlichen Regelung von Streitfragen fort­
zusetzen. In diesem Zusammenhang soll er nach Abschluß der 
Diskussion über den rumänischen Vorschlag, eine Kommission 
für gute Dienste, Vermittlung oder Schlichtung zu schaffen, 
der 44. Tagung der UN-Vollversammlung entsprechende 
Schlußfolgerungen unterbreiten.

Weitere Aufgaben des Sonderausschusses bestehen darin, 
Möglichkeiten der Rationalisierung bestehender Verfahren
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